
Strafmaßes sorgfältig abzuwägen,, um unnötige Härten 
zu vermeiden, die demokratische Gesetzlichkeit zu festi­
gen und damit das Vertrauen der Bevölkerung zu den 
Justizorganen zu stärken.

Das Urteil des 3. Strafsenats war deshalb aufzu­
heben.

§ 353 Abs. 1 StPO; § 49 GKG.
Bei der Berechnung von Verfahrenskosten ist der 

Wert eines gemäß § 16 WStVO eingezogenen Gegen­
standes nur insoweit zugrunde zu legen, als er dem An­
geklagten ganz oder teilweise gehört hat.

OG, Beschl. vom 5. August 1953 — 2 Wst II 20/53.
Der Verurteilte G. war Geschäftsführer der Firma E. Durch 

Urteil des Bezirkgerichts vom 6. März 1953 wurde G. wegen 
eines Verstoßes gegen § 1 Abs. 1 Ziff. 3, Abs. 2 WStVO in 
Tateinheit mit einem Verstoß gegen § 9 Abs. 1 WStVO in 
Verbindung mit der VO der DWK vom 31. Dezember 1948 
rechtskräftig zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Außerdem 
wurde gemäß § 16 WStVO der Betrieb E. eingezogen.

Bei (der Berechnung der Gerichtskosten wurden dem Ver­
urteilten G. u. a. gemäß §§ 49 Abs. 2 und 4, 52 Abs. 2 GKG, 
unter Zugrundelegung des Wertes des Betriebes E. in Höhe 
von 140 000 DM, wie e” durch Beschluß des Bezirksgerichts 
vom 27. März 1953 festgesetzt worden war, auch die Gerichts­
kosten für die Einziehung des Betriebes berechnet. Gegen 
diesen Teil der Kostenberechnung richtete sich die Erinne­
rung des Kostenschuldners G., die durch Beschluß des Be­
zirksgerichts vom 19. Juni 1953 als unbegründet zurückge­
wiesen wurde.

Gegen diesen Beschluß des Bezirkgerichts hat der Kosten­
schuldner G. form- und fristgerecht Beschwerde eingelegt.

Die Beschwerde hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :

Dem Bezirksgericht ist insoweit zu folgen, als es aus­
spricht, daß die Einziehung von Gegenständen gemäß 
§16 WStVO eine Sicherungsmaßnahme sei und gemäß 
§ 353 StPO der Angeklagte die Kosten des Verfahrens 
auch insoweit zu tragen habe, als das Verfahren zur 
Anordnung einer Maßnahme der Sicherung gegen ihn 
geführt habe. Das Bezirksgericht hat aber dabei ver­
kannt, daß die gemäß § 16 WStVO erfolgte Sicherungs­
maßnahme nur dann eine Sicherungsmaßnahme ge­
gen ihn im Sinne des § 353 StPO ist, wenn der Ange­
klagte Eigentümer oder Miteigentümer des einge­
zogenen Gegenstandes — hier des Betriebes — ist, denn 
nur dann richtet sich die Sicherungsmaßnahme gegen 
ihn. Das trifft jedoch im vorliegenden Fall nicht zu. 
Wenn auch die Einziehung von Gegenständen gemäß 
§ 16 WStVO nur auf Grund der strafbaren Handlung 
eines Angeklagten unter Beachtung der Voraussetzungen 
dieser Bestimmung ausgesprochen werden kann, so wird 
der Angeklagte, dem der eingezogene Gegenstand nicht 
gehört, von der Einziehung nicht betroffen, bzw. wenn 
ihm der Gegenstand zum Teil gehört,, wird er nur hin­
sichtlich dieses Teiles betroffen. Daher ist in solchen 
Fällen die Sicherungsmaßnahme, wenn der Angeklagte 
nicht Eigentümer des Gegenstandes ist. nicht gegen ihn 
gerichtet und, soweit er Miteigentümer ist, richtet sie 
sich nur insoweit gegen ihn.

Gemäß § 353 Abs. 1 StPO ist also bei der Berechnung 
der Kosten des Verfahrens der Wert des gemäß § 16 
WStVO eingezogenen Gegenstandes nur dann zu­
grunde zu legen, wenn dem Angeklagten der Gegen­
stand ganz oder teilweise gehört bzw. er an diesem 
wirtschaftlich beteiligt ist, wobei in letztem Falle nur 
der Wert in Höhe dieses Miteigentums zugrunde zu 
legen ist. Die §§ 49 Abs. 2 und 4, 52 Abs. 2 GKG waren 
daher im vorliegenden Fall nicht anzuwenden.

II. Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

§§ 242, 243 StGB.
1. Das VESchG findet nur auf solche Taten Anwen­

dung, die sich als besonders schwere Angriffe gegen 
das Volkseigentum darstellen.

2. Das Verhalten des Angeklagten im Ermittlungs­
verfahren hat bei der Entscheidung über die Zubilli­
gung von mildernden Umständen unberücksichtigt zu 
bleiben.

BG Erfurt, Urt. vom 1. September 1953 — III Ks 
272/53.

Der Angeklagte, der von Beruf Elektriker ist, wollte sich 
einen selbständigen Handwerksbetrieb einrichten. Er hatte 
bereits eine Werkstatt und eine Drehbank gemietet. Zum 
Betriebe der Drehbank benötigte er einen Elektromotor, zu 
dessen Anschaffung ihm jedoch die erforderlichen Mittel fehl­

ten. in der Nacht zum 2. Mai 1953 stahl der Angeklagte aus 
dem Garten des VEB Vereinsbrauerei A. einen fabrikneuen 
Elektromotor von einer Flaschenspülmaschine, die noch nicht 
in Betrieb genommen war. Er brachte den Motor in seine 
Werkstatt, versah ihn mit einem neuen Anstrich, entfernte 
die Fabriknummer und meißelte andere Ziffern ein.

Der Vertreter des Staatsanwalts des Bezirks hat dieses Ver­
halten des Angeklagten als Verbrechen nach §§ 242, 243 Ziff. 2 
StGB angesehen und ausgeführt, daß zwar das Verhalten des 
Angeklagten den Tatbestand der §§ 1 und 2 Abs. 2c VESchG 
erfülle, daß es aber nicht so schwerwiegend sei, daß deshalb 
eine Betrafung des Angeklagten nach den schweren Straf­
bestimmungen des VESchG erfolgen müsse. Der Vertreter des 
Staatsanwalts des Bezirks hat weiter vorgetragen, daß dem 
Angeklagten mildernde Umstände im Sinne von § 243 Abs. 2 
StGB nicht zugebilligt werden können, well der Angeklagte 
während des Ermittlungsverfahrens zunächst hartnäckig ge­
leugnet und sich erst unter dem Druck des gesammelten Be­
lastungsmaterials zu einem Geständnis bequemt habe und weil 
der in Untersuchungshaft befindliche Angeklagte auch mehr­
mals einen Ausbruch aus dem Untersuchungsgefängnis ver­
sucht habe.. Er hat deshalb beantragt, gegen den Angeklagten 
entsprechend der Vorschrift des § 243 StGB eine Zuchthaus­
strafe von einem Jahr und zwei Monaten auszuwerfen.

Der Angeklagte wurde zu einer Gefängnisstrafe von einem 
Jahr verurteilt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Senat hat sich der Auffassung des Vertreters des 

Bezirksstaatsanwalts angeschlossen, soweit dieser 
meinte, daß die Anwendung der Strafbestimmungen 
des VESchG im vorliegenden Falle nicht gerechtfer­
tigt sei.

Das Gesetz zum Schutze des Volkseigentums und 
anderen gesellschaftlichen Eigentums vom 2. Oktober 
1952 erfaßt nur solche Fälle, die wegen ihrer besonde­
ren Gesellschaftsgefährlichkeit, sei es in objektiver 
oder subjektiver Hinsicht, die besonders hohen Strafen 
des Gesetzes erfordern. Zwar richtet sich die Tat des 
Angeklagten gegen Eigentum eines volkseigenen Be­
triebes, also gegen Staatseigentum und damit gegen 
das vom VESchG geschützte Objekt. Allein dieses 
Objekt wird nicht nur vom VESchG geschützt, sondern 
auch von den Bestimmungen der §§ 242, 243 StGB, de­
ren Schutzobjekt Eigentum schlechthin, also sowohl 
Privateigentum als auch Staats- und gesellschaftliches 
Eigentum ist. Das VESchG findet seiner Natur nach 
mit Rücksicht auf die damit angedrohten besonders 
schweren Strafen nur auf die Taten Anwendung, die 
sich als besonders schwere Angriffe gegen das Volks­
eigentum darstellen. Seine Gesetzestatbestände qualifi­
zieren besonders schwere Angriffe gegen das Volks­
eigentum auch als besonders strafwürdig. Das VESchG 
findet nur auf solche Taten Anwendung, die von einer 
besonderen Tragweite im Hinblick auf die Schädigung 
des Volkseigentums als der ökonomischen Grundlage 
unserer Gesellschaft sind.

Dies ist aber vorliegend nicht der Fall. Nach einem 
zum Gegenstand der Kauptverhandlung gemachten 
Schreiben des VEB Vereinsbrauerei A. hat der vom 
Angeklagten gestohlene Motor einen Wert von ungefähr 
300 DM. Der Angeklagte gibt den Listenpreis des von 
ihm gestohlenen Motors mit 260 DM an. Selbst bei Zu­
grundelegung eines Wertes von 300 DM ist die Tat des 
Angeklagten nicht von einer solchen Tragweite, daß 
sie die Anwendung des VESchG rechtfertigt. Aber 
auch in subjektiver Hinsicht und mit Rücksicht auf die 
Umstände und die Art der Tatausführung kann von 
einem besonders schweren Angriff auf das Volksei­
gentum nicht gesprochen werden. Der Angeklagte war 
daher nach den allgemeinen, das Eigentum schlechthin 
schützenden Strafgesetzen zu bestrafen. Das sind für 
den vorliegenden Fall die §§ 242, 243 StGB. Der Ange­
klagte hat der Vereinsbrauerei in A. einen Elektro­
motor in der Absicht weggenommen, sich diesen rechts­
widrig zuzueignen. Er ist dabei in einen umschlosse­
nen Raum, nämlich den Garten der Vereinsbrauerei, 
eingestiegen und hat sich damit eines schweren Dieb­
stahls im Sinne von § 243 Abs. 1 Ziff. 2 StGB schuldig 
gemacht.

Soweit der Vertreter des Staatsanwalts des Bezirks 
allerdings eine Zuchthausstrafe aus § 243 Abs. 1 StGB 
gegen den Angeklagten beantragt und das Vorliegen 
mildernder Umstände verneint hat, vermochte ihm 
der Senat nicht zu folgen.

Es ist zwar richtig, daß der Angeklagte im Verlaufe 
des Ermittlungsverfahrens zunächst hartnäckig geleug­
net hat; es ist auch richtig, daß der Angeklagte mehr­
fach aus der Untersuchungshaft auszubrechen ver­
suchte. Nach Ansicht des Senats schließt dieses Ver­
halten des Angeklagten jedoch die Annahme mildernder
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